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642 	 Sethe/Schmidt-Diemitz, Republik Estland: PE'rsonE'nhand('lsgesellsch"ft H rw 1!)fl4 I1f'ft R 
Entwurf eines Personenhandelsgesellschaftsrechts für die 

Republik Estland 

Von Rolf SETHE, LL.M., Wissenschaftlicher Mitarbeiter. Tübingpn, und 

Rechtsanwalt Dr. Rolf SCHMIDT-DIEMITZ, Stuttgart 

I. Einführung 
]. Politischer und staatsrechtlicher Hintergrund 
Dip Nn1wPlldigkeit für die Schaffung eines estnischen 
G('splls('hrlftsrechts entstand durch die Wiedererlangung 
der SOllvpriinität aufgrund des Auseinanderbrechens der 
Sowjf't union. 
Dir "psr-hiehte Estlands war zu allen Zeiten abhängig vom 
WI',-hsl'lspif'1 der Mächte im Ostsceraum. Estland wurde im 
T;l\l fl' opr Z('it von verschiedenen Nachbarländern be­
lwrrsf'ht. Die unabhängige Republik Estland entstand erst 
191 Ri 111 Zug(' der poli tischen Neuordnung nach dem Ende des 
I. W"ltkri<"gs. Als Folge des Hitler-Stalin-Pakts von 1939 
wtlrdr F,stlnnd am 16. 6. 1940 von der Sowjetunion besetzt 
und nnf'hfolgend annektiert (6. 8. 1940). Die Annexion Est­
lnnds lind der übrigen baltischen Staaten wurde von den 
mpisl "11 westlichen Staaten nicht anerkannt I. Die 
pinlwimisch(,2 Bevölkerung fand sich mit der Sowjetherr­
schnft nip ab und leistete z. T. auch Widerstand 3, der sich 
spit 1987 zu einer Oppositionsbewegung ausweitete. Die bal­
tischm Stnaten waren daher 1990 die ersten Sowjetrepubli­
kE'n, diE' im Zuge des Auseinanderfallens der Sowjetunion 4 
ihn" Unahhängigkeit erklärten 5. Anläßlich des Moskauer 
Putschps vom August 1991 bekräftigten sie ihren Willen zur 
S'Hl\'C'riinität in der "Erklärung vom 21. 8. 1991". Die Sowjet­
union hat di('s('n Wilkn r('spektiert und die baltischen Staa­
lpn nrn 6. 9. 1991 als souverän anerkannt 6. 
2. Der Einfluß des deutschen Zivilrechts 
Nach ON Wif'dererlangung der vollen Souveränität steht 
Estland nun vor der grundlegenden Schwierigkeit, aus dem 
Stano pin pigpnes Rechtssystem entwickeln zu müssen. Dies 
muß möglkhst rasch erfolgen, um die Privatisierung und 
damit dpn ÜbNgnng zur Marktwirtschaft zu erreichen 7, 
EinC' C'jgf'nstiindige Rechtstradition konnte Estland in der 
kUf7.cn ZC'it~pannc seiner vollen Eigenstaatlichkeit nicht 
f'nhvickdn 8. Bedeutend war der Einfluß des deutschen 
RC'chts, der sich vor allem im Entwurf für ein Zivilgesetz­
buch von 1940 zeigte. Ob und wann dieses Zivilgesetzbuch 
in pirwl' übprarb(liteten Form verabschiedet werden wird, 
isl o"r7C'it noch nicht ahzusC'hen. Auf jeden Fall lag es nahe, 
ilngcsirhts Of'S Einflusses des deutschen Rechts auch bei den 
iihrigpn privatrC'chtlichen Regelungen auf deutsche Mithilfe 
7urür'kzugrC'ifen, um möglichst schnell ein funktionieren~ 
r\0S Rf'chtssystem und damit eine der elementaren Voraus­
spl71mg0n für einen wirtschaftlichen Aufschwung zu 
sphaffpn 9. Die aufgrund der Initiative des damaligen 
.JlIstim1inisters Kinkel gegründete Deutsche Stiftung für 
intprnntionnlf' rechtliche Zusammenarbeit e. V. 10 in Bonn 
hnt dnh('r am 2. 12. 1992 ein entsprechendes Kooperationsab­
knmn":>11 mit der Republik Estland geschlossen und beauf­
l ":1gff> nnschließend verschiedene Hochschulen bzw. An­
\\'nltsknn7Ic"il'n mit dem Entwurf zivilrechtlicher Gesetze. 
n,,!" F,ntwurf für ein Personenhandelsgesellschaftsrecht 
Illllf'l T':il1schluß oC'rstilien Gf'sellschaft wurde im April 1993 
FlIl ril10r Stuttgart('r Kam~lei in Zusammenarbeit mit der 
I!ni'.·0rsWit Tiibingen erstellt. Am 2. 12. 1993 ist er dem 
.II1,li7ministNium dC'r Republik Estland bei einem Exper­
lpllW-Spriif'h in Rann vorgpst(lllt worden und wird von die­
sem im Laufe diesen Jahres ins estnische Pnrlflment einge­
bracht. 
In dem Bestreben, die Rechtsordnungen der bai t ischen Staa­
ten zu vereinheitlichen, bpabsichtig('n Lettland und 
Litauen, den Entwurf weitgehC'nd 1U üb('rnehmen. In wel­
chem Umfang die Rechtsangleichung stattfindC'n wird. stdli 
wegen der teilweise vom estniseh('n Rpcht abweichenden 
verfassungsrechtlichen Ausgangslage noch nicht fest. So 
können beispielsweise litauischC' GC'spllschaft('n kdn 
Immobiliareigentum erwerben, w('i! !lach der VC'rfassung 
das Grundeigentum allein den Bürgern zusteht II Grund­
stücke können daher an Gespllschnften nur zur Nutzung 
überlassen werden. Diese Reg(llung wiro sich in oer Pmxis 
aller Voraussicht nach als ein Hallpthemmnis des wirt­
schaftlichen Aufschwungs erweisen. Es ist. daher wnhr­
scheinlich, daß sie über kurz oder I:mg abgC'sehafft wird. Mit 
Zur Staatenpraxis R. MullE'Tson. Thp Continuity ~nd Succp~sion 
ofStates. by ReferencetotheformerUSSR ~nd Yugoslavia, Inter­
national and Comparative Law Qu~rterly Vol. 42 (1993),473 (480 
Fn. 16); R. Jennings/A. Watts (eds.), Opp('nhpim's Int('rnationnl 
Law, 9th cd. 1991, S. 193 f. m. w. N.; G. Dahm, Völkerrecht. Bd. TlI, 
2. Auf}. 1989, S. 143 Fn. 5, S. 144 Fn. \0 m. w. N. 
2 Diese muß von der nach 1940 systpmatisch ang('si('(lelten russi· 
sehen Bevölkerung unterschiedE'n werden. 
3 	 Umfassenderes Hintergrundmaterial hietE'nu. a. Dietrich A.lne­
ber/V. Stanley Vardys/Laurence P A. Kitrhing (eds.), Rf'gional 
Identity underSoviet Rulp The Cas<' of th<, HaIti<': Stal<,s, Puhli­
catlons of the Association for thp AdvancemE'nt of Baltir Studies 
Nr. 6 (Hackettstown, N. J. 1990); Rorri.~ Mpi~sner (Hrsg.), Di(' Bal­
tischen Nationen Estland, Lettland, Litaupn. Ba. 4 d<'r S<-hriflen· 
reihe "Nationalitäten- und Regionalproblemf> in ()st<'1Iropa", 
1990. 
4 	 Dazu etwa Carmen Schmidt, Der Entwurf d('s neuen Unionsvpr­
trages, Osteuropa-Recht 1991, 15~ ff. m. w. N.: Th. Brpndpl. Die 
Rechtsentwic-klung In Osteuropa 1991. in: .Jnhrbuf'h für O~tl'<'cht 
1992.73 Cf. 
5 	 Akt des litauischen obersten Sowj...t iih ...r die' W\"df'rh...rst...llung 
eines unabhängigen litauischen Stnatps vom 11. ~. 1990. "Sov...ts. 
kaja Litva" vom 13. 3. 1990; Bpschluß d ...s f'stnis(·h ...n Obpl'sf"n 
Sowjets vom 30. 3. 1990...Sov('tsknjn Eslonij,," vom I. 4. W90; 
Deklaration des lettischen Oh('rnt"n Sow,jpts vom 4. !i. 1990 iillf'r 
die Wiederherstellung dE'r Unahhlingigkpit df'l' lf'ltischpll R('pll­
blik...Sovetskaja Latvlja" vom 9. 5. I!}lW. Umfass('lId zur Ent.­
wicklung in den baltischenStaah-n 1nI!dem Wf'g zur Wipdf>rerlall­
gung Ihrer Souveränität W Spiffl'rt. Von d<'r Sowj('tllnion 
(UdSSR) 'Zur Gemeinschaft unabhängiger Slant!"n (GUS), O~tt'l1-
ropa-Recht 1992, 79(82) sowie MlIl!prs,m<Fn HAllorr: H. J. Uibo­
pUl!, Die Verfassungs~ und RE'"htspntwkklung d('r bnltisdlcn 
Staaten 1988-1990, Bericht... d",s BUlldesin!'!tituts fiir osl wlssf'n· 
schaftllche und internationalp Sturlitm /11 - 1!l91l 
6 	 Beschlüsse des Staatsrats der UdSSR tlhf'r dif' AIlE'rkf'nllllllg d ... r 
Unabhängigkeit Litauens, Lettlands und F.stllmds vom /l. 9. 1991, 
"Vendomosti Siezda Narodnych D",p"tatov SSSR i VE'I"f'hovnogo 
Soveta SSSR" 1991. Nr. 37, Pos. \091, 1Il92, 1093. 
7 	 Litauen hat diesen Schritt be!"('its wpil.gphf'nd verwirk licht. vgl. 
Levits, Die Grundlagen des neuen litauischen Wirtschaftsrechts, 
RIW 1993, 25. 
8 	 Vgl. die Nachweise bei A rnold, Das ('sl.nlschf' Gf'spfz (ibN F:Ig('n­
turn als Grundlage der Privath;jprung, RIW 1!l!J4. 27 Cl:l). 
9 	 Zur Schaffung Institutionellpr Rahmpnbedlngung('n 111s Vomus­
setzung wirtschaftlicher F:ntwkklllllg F.hf'nrnthIRorrrnann. 
Inve~titionen in der Transformationsphn~ .... f'ill('r Vnlkswir·t· 
schaft, RIW 1993, Beilage I, S. I (4 LI. 
10 	 Zur Gründung und den Täl.igkpit.sh....rpirh('n df>r Sfifflmg Fad", 
NJW 1993, 578. 
11 	 Eine ähnli~hE' Lösung siE'ht das df'l'7eit gültig(' eslnisrh(' Gf'sefz 
über Eigentum vom 13. 6. 1990 \.'or. dns .if'dorh dur"h f'in llf'U('S 
Sarhenrechtsgesetz ern....tzf w('rdf'n snll, vgl. A r"old. Dlls psIni· 
sehe Gesetz über Eigentum rtls (;!'ulldl:IP,P rlr-!' T'r;vlliisip!'l1t1j!. 
RIW 1994, 27 (31 f., 33). 
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dei be,dJ"icJ.tigkn lJarnl\lnisierung des Wirtschaftsrechts 
in den balti"e!Jen StaalL-n wül'e ein Beibehalten der Rege­
lung alleh nUI' schwer vereinbar, denn die Rechtsangleichung 
liAJH sich nicht aHein durch gleichlautende gesetzliche Rege­
lungen des Gl,selbchafbrechts erreichen, sondern nur durch 
eine Angleichllng der wil·tsehaftlichen Rahmenbedingun­
g<:n insgl'saillt. Die beabsichtigte Übemahme des HGB-Ent­
wurfs stellt daher nur eiuen Teilbereich dieser umfang­
reichen Aul'gaue dar, d<:ren Bewältigung derzeit noch nicht 
abzusehen ist. 
11. 	Die Ausgangslage bei der Erstellung 
des I<:ll t wurfs 
Der Aufbau einer privatrechtlichen Ordnung in Estland 
steht vur der grundlegenden Schwierigkeit, daß nahezu 
keine Hegelungen vorhanden sind, an die angeknüpft wer­
den könnte. Das bedeutet insbesondere, daß die Schnittstel­
len, die ein Persllnenhandelsgesellschaftsrecht zu anderen 
Bereiehen hat (altgemeines Zivilrecht, allgemeines Han­
delsrecht, Registerredll ete.), entweder parallel geschaffen 
udel' auer für eine Übergangszeit anderweitig ersetzt wer­
dcnlllÜssel1. Zusätzliche Probleme ergeben sich daraus, daß 
,Jllstii. lind Hl,ehtsanwaltschaft erst im Aufbau begriffen 
"illd. Die"e gnlndlegendenllürden einerseits und die gebo­
tene Schnelligkeit bei der Erstellung eines Entwurfs ande­
rel'seits zwingen zu Vurgaben für den Inhalt der Regelung 
des Persunenhandelsgesellschaftsrechts. Ziel des Entwurfs 
kann es nicht sein, eine Fortentwicklung oder Verfeinerung 
des deu tschen Hechts zu betreiben. Estland steht erst am 
Beginn seiner Eigenstaatliehkeit und damit seiner Rechts­
entwicklung. Der Gesctwntwurf verfolgt daher vor allem 
das Ziel, der Wirtschaft Estlands einen schnellen und prak­
ti kaulen Start zu ermöglichen. Da die eigenständige Rechts­
anwendung derzeit noch Schwierigkeiten macht, muß eine 
rechtliche Regelung einfach gegliedert, klar verständlich, 
bürgernah und ohne Rechtsberatung sofort einzusetzen sein, 
Diese Intention entspricht dem Kodifikationsideal 12 des 
letzten Jahrhunderts, das in Deutschland heute leider 
immer mehl' in Vergessenheit gerät 13. Aufgrund dieser ein­
deutigen Vorgaben von seiten Estlands wird bei dem Ent­
wurf auf hochgradige Differenzierungen des deutschen 
Rechts, die sich im Laufe der Rechtsanwendung innerhalb 
der letzten 100 Jahre entwickelt haben, (zunächst) verzich­
tet. Dies gilt etwa für das Konzernrecht, eine Regelung der 
Typellvennischung oder der eigenkapitalersetzenden Darle­
hen. U III die lIötige Üben;ichtlichkeit ZU erreichen, wird dar­
üuer hini.lu:; bei der Schaffung eines Gesellschaftsrechts 
nicht jQde bei um; bekannte RQchtsform übernommen. An 
deli Bedürfnissen der Praxis orientiert bedeutet dies den 
Vel-zieht auf die KOlTImanditgcsellschaft auf Aktien H, die 
in Deutschland, aber auch in den meisten anderen Staaten 15 
nur noch eine verschwindend geringe Bedeutung haL Der 
E:ntwurf eIlthält dauei ein ausdrückliches Verbot der 
Rechtsform (~ 120 Abs. :.I HGB-E), um zu verhindern, daJ~ 
sieh die KGaA pmeter legem entwickelt, wie es in den Nie­
derlanden del- Fall war W Durch das Verbot werden vor 
allem die f'ulgq.nobleme einer solchen Entwicklung im 
Bereich des Anleger- und Gläubigerschutzes von vornherein 
vermiedeIl. 
III. Grundlagen des Entwurfs 
1. Praxi:SIIalll: Regelung' kontra Vollständigkeit 
Um eille pmxisllahc Regelung zu schaffen, ist der Entwurf 
so ausgestaltet, dal~ er uerei ts selbst ein interessengerechtes 
Regelungswerk für das Funktionieren der Gesellschaft zur 
Verfügung stellL Ausgangsfall des Entwurfs ist daher 
inunel' die Intel'esselliage fül' den Fall, daß sich mehrere Per­
sonen zu einer Gesellschaft zusammensehließeu, ulull' Ilicr 
über eine detaillierte Vereinbarullg zu treffen. \),!r Eilt wurf 
steht damit in einem gewissen Gegensatz ZUIll dcuLdlClI 
HGB, dessen Regelung mittlerweile nicht mehr ill "lIeIl Fra· 
gen als praktikabel und nachahmenswert gelteIl k,lnn: 
a) Es werden solche Regelungen nicht in den Ent wurf ülJl:r 
nommen, die in Deutschland regelmäl~ig abbedullgell wel· 
den, weil sie sich nur in äußerst seltenen Fällen als interes· 
sengerecht erweisen. Insoweit spiegelt das deutsche IJG B 
nicht mehr den in der Praxis herausgebildeteIl lü'g"lfall 
wider, Beispiel hierfür ist § 131 Nr. 4 HGB, der beilll Tud 
oder Konkurs eines Gesellschafters die Auflösung der 
Gesellschaft vorsieht. Ebenso ist § 131 Nr_ 5 HGB lIicht mehr 
angemessen 17. Weiteres Beispiel einer Umkehrullg VUIl 
gesetzgeberischer Vorstellung und rechtstatsäcJdicher Eilt 
wicklung ist die atypische stille GesellschafL Sie ist ill der 
deutschen Praxis längst nicht mehr ein atypischer Sonder­
fall. Der Entwurf regelt sie daher konsequenter weise Illit 
und bezeichnet sie auch nicht als atypische, sonde.... als 
besondere stille Gesellsehaft. 
b) Neben diese durch die nachfolgende Praxis überhul tell 
Regelungen treten solche Bestimmungen, die "j,:il VUII 
Anfang an als zu umständlich oder gar als untauglich crw i,,· 
sen haben. Beispiel hierfür sind die als Auffallgtatb,-,~talld 
konzipierten §§ 120 bis 122 HGB über die Gewilln- ulld Ver 
lustverteilung. Auch § 231 HGB, dei' in Zweifelsfälleil cilll! 
angemessene Vergütung als geschuldet ansieht, hat sich als 
wenig interessengerecht erwiesen und birgt Konfliktstuff. 
Diese Normen wurden durch solche Regelungen ersetzt, die 
die deutsche Praxis als adäquaten Ersatz entwickelt hat. 
§ 136 HGB-E nennt daher als Maßstab in ersterLilliedie 1',11"­
teivereinbarung. Fehlt eine solche, ist das Verhältlli" V,," 
Wert der stillen Einlage zum Handelsgeschäft im Zei tjJUII k t 
der Begründung der stillen Gesellschaft maßgebelId. 
2. Einarbeitung der deutschen Rechtsprechung' 
Um den Grundsatz der Übersichtlichkeit zu wahrelI, gl'llt 
der Entwurf jeweils vom ..Normalfall" aus. Die (zulI;ieh~t 
auch diskutierte) Alternative. in den Entwud die Lü"ulIg 
zahlreicher der in Deutschland bereits entschiedelIeIl Kull' 
fliktfälle einzuarbeiten, wurde schnell verworfen, da "ie 
dem bereits genannten Ziel der einfaehen Rechtsanwendung 
widersprochen hätte. Zudem würde der Entwurf durch eine 
solche Erfassung aller .. pathologischen" Fälle überla"tct. 
12 	 Zur Diskussion um das Kodifikatiollsideal vgl. statt vieler Kur­
.ten Schmidt, Gesellschaft bürgerlichen Recht~, in; Uutü"hlcll 
und 	Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechb. lido IIr. 
hrsg. vom Bundesminister der Justiz, 1983, S. 413(423 H. 111. W. N I. 
13 Selbst dort, wo man das Kodifikationsideal hierzulande l1u<:h ab 
eine Vorgabe für neue Gesetze beachtet, ist seiue UIII"dLung im 
Bereich des Zi vilrechts aufgrund der komplexer werdelllieu Wirt· 
schaftsstruktur immer schwerer zu verwirklichen. 
14 Ein weiterer Gesichtspunkt, auf die KGaA zu verzichten. wi.lr die 
Vorgabe, das Gesellschaftsrecht müsse möglichst 1':(; kIJII[Orlll 
gestaltet sein, um bei einem zukünftigen Beitritt keine allzu gl'u­
ßen Anpassungen mehr vornehmen zu müssen. Die I. und 4. 
gesellschaflsrechtJiche EG-Richtlinie <Richtlinie vom V. J. IUüß, 
68/151/EWG,ABIEGv. 14.3. 1969 NI'. L65,S. 8ff ULW Richtlinie 
vom 25. 7. 1978, 78/660/EWG. ABlEG V. 14. 8. HJ7!1 N r. L 22~, 
S. 11 H.) enthalten auch Vorgaben für die KGaA. Wellll man diese 
also hätte übernehmen wollen, wäre eine bloUe Erwälll.ung der 
Rechtsform im Gesetz keineswegs ausreichend geWesen. Es hälte 
vielmehr einer ausführlicheren Regelung bedurft, was ange­
sichts ihrer zu erwartenden geringen Bedeutung in kdnelll Ver­
hältnis zum Aufwand gestanden hätte. 
15 	 Rechtsvergleichend dazu und zu Reformbestrebungen .'lethe. Die 
Kommanditaktiengesellschaft als Stiefkind der Sd.wciz..,,· 
Aktienrechtsrevision, RIW 1993, 561 ff. 
16 	 P Gotzen, Niederländisches Haudels- und Wirlschaflsrccht, 197V, 
S. 92. Mittlerweile ist die KGaA dort abgcsdwfft WOI..t"U (Wd 
van 28 mei 1975 Stb. 277). 
17 	 Beispielhaft ist insoweit die schweizerische Hegduilg ..tel' 
Art. 571 Abs. 2. 615 Abs. 2 OR, die den Konkurs rinn Gesell­
schaftel, als AufJösungsgrund nicht ausreichen lassen. 
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Die umfnngreiche deutsche Rechtsprechung zum Personen­
hnndf'lsgf'sellschaftsrecht kann und sollte daher nicht in 
vollf'm Umfang in den Entwurf eingearbeitet werden. Ihre 
Einbf'7if'll\Ing wird nur insoweit vorgenommen, als eine der 
bf'idcll folgcnd,," Vor:1uss"tzung"n gegeben ist: 
Zum "in"n werden besonders wichtige Grundsätze, die in 
C'il1<'r ViC'lmhl deutscher Fälle Bedeutung erlangten, aufge­
1l0mmC'Il, wie etwa die gegenseitige Treuepflicht (§ 67 HGB­
E), dif' Pflicht zur Gleichbehandlung (§ 68 HGB-E) und das 
Bestimmthf'itsgebot(§ 62Abs. 2 und 3 HGB-E). Ihre Heraus­
bildung in der cstnischen Rechtsordnung kann derzeit nicht 
als sC'lbstverständlich vorausgesetzt werden. Sie sollten 
nngC'skhts ihrC'r Bedeutung im Entwurf Erwähnung finden. 
Zum nndf'rC'n wird die deutsche Rechtsprechung dort 
bC'rücksirhtigt, wo sich eine von ihr entwickelte Auslegung 
einC'r Norm ohne Verzicht auf das Ziel eines verständlichen 
GC'sC'tZf'S f'inarbeitC'n läßt. Dies gilt etwa für die Frage der 
H" ft.ung ausscheidender Gesellschafter für Dauerschuld­
vf'rhiiltnissf' (!I 92 Abs. 2 HGB-E), die in Ergänzung zu den 
nus df'm df'utschen Recht übernommenen allgemeinen Ver­
jiihnmgsvorschriften (!I§ 118, 119 HGB-E) aufgenommen 
wurdf'. Hierdurch wird eine Lösung erreicht, die dem Gebot 
df'r PrmdsniihC' cher entspricht als das mittlerweile in '!eilen 
Vf'ra ltf'tC' dC'utsche HGB In 
3. Fehlende Verweise auf das Allgemeine Zivilrecht 
Dns Fchlen eines Zivilgesetzbuchs macht es unmöglich, auf 
Grnnrlsiitze des allgemeinen Zivilrechts zurückzugreifen 
lIlld 7wingt dazu. bestimmte grundlegende Begriffe, etwa 
df'n dC'r Gesellschaft, im HGB selbst zu definieren (§ 56 
HGB·E)' Sollte das Zivilgesetzbuch verabschiedet werden. 
hötf' ~irh diC' Chance, es terminologisch gleich auf das HGB 
:1h7u~timmen, so daß Brüche im System vermieden würden. 
Dif' dPrzpit fehlende Rückgriffsmöglichkeit bietet auf der 
ilnoC'rr'll ~kite nber auch Vorteile. da sieGarant fürdieSchaf­
ftln~ C'inC's Personenhnndelsgesellschaftsrechts "aus einem 
Gliß" ist, Zudem vermeidet eine solche Lösung die im deut­
schf'n RC'cht zahlreichen Verweise auf andere Gesetze. Als 
BC'ispif'l mag die stille Gesellschaft dienen. Das deutsche 
R!'c1ü bcgrpift sie als einfache Personengesellschaft und ord· 
nC't dpshAlb schroft den Rückgriff auf die §§ 705ff, BGB an, 
Obwohl vC'rglcichbare Regelungen zur Auflösung und Kün­
digung :1u{'h bei der OHG und KG geschaffen wurden, wer­
opn dip §§ 723 ff. BGB herangezogen 19, statt innerhalb des 
HGB nuf die entsprechenden Regelungen zurOHG oder KG 
zu w'rwf'isf'n. Aufgrund der Einordnung der stillen Gesell­
s('haft llls Sonderform der GbR erscheint dieses Vorgehen 
7W;lr doy,matisch konsequent, trägt aber nicht immer zu 
C'iIwr iibC'rsichtlichen Lösung bei. Der Entwurf des estni­
s<lwn HGB wird demgegenüber. soweit als möglich, Ver­
wC'isf' innC'rhalb des HGB bevorzugen, ohne daß dadurch der 
Ch;unktC'r oder die dogmatische Einordnung der stillen 
Gf'sf'llschaft berührt werden sollen. Um dies sicherzustel­
1C'1l. f'llthiilt der Entwurf eine entsprechende Definition der 
stil\C'1l GesC'lIschaft (§ 134 HGB-E). 
Dif' fphlf'ndE' Möglichkeit eines Rückgriffs auf ein allgemei­
Ilf'S PC'rsollC'ngesellschaftsrecht im Zivilgesetzbuch ist also 
nicht 1\llbf'dingt ein Manko, sondern kann zur Erleichterung 
of'r Rf'chtsnl1wendung und Erreichung einer praxisnahen 
r,iis\lIlg gf'nutzt werden. Selbst wenn also vor Erlaß des HGB 
noch ein Zivilgesetzbuch verabschiedet werden sollte, wäre 
dif' f\ufnahmC' von weitreichenden Verweisungen auf dieses 
nkhf rntsnm. I)ns knnn und soll nntürlich nicht ausschlie­
ßf'n. dnß diC' RC'chtsprechungspiiter im Einzelfllll Rückgriffe 
\·ornimmt. 
1. Gl"sehwsaufbau 
J)f'l' AlIfh;1U der Regelung entspricht dem deutschen HGB. 
m... fiir flif' Pf'l'sonC'ngesellsehaften bedeutsame Regelung 
des Kaufmannsbegriffs, die im C'mten Buch gerf'gf'lt werden 
dürfte, soll übersichtlicher als im d(,\Itschen RC'cht <lllsfnl­
len. Zur Diskussion steht folgmder Entwurf 2o : ...f<,dC'r. der 
selbständig und planm~ ßig WnrC'n orlf'r DiC'llstlPist UllgC'n 
gegen Entgelt anbietet und dessC'n UnternC'hmf'n einC'n in 
kaufmännischer Weise eingerichtC'ten BetriC'b PrforoNt. ist 
verpflichtet, sich als Kaufmann in dAS Hllndelsrf'gistpr ein­
tragen zu lassen." 
Die Vorschriften des PersonenhandC'lsgesellschnftsrC'chts 
werden voraussichtlich das Zweitl' Buch des z\lkünftigen 
HGB darstellen. Das PersonenhnndelsgesC'llschnftsrecht ist 
in drei Abschnitte unterteilt (Offene HnndelsgesC'lIschaft, 
Kommanditgesellschaft und stil\(' Gesellschn ft), Die oC'tnil­
Herteste Regelung findet sich verstiindlich('rwC'isC' wrOHG, 
Auf sie wird im zweiten und drittC'n AbschnittjC'wC'iIs BC'zug 
genommen, 
Der Abschnitt zur OHG ist in sC'chs UntC'rnbsdmittC' untN­
teilt. wovon der erste BegriffsbC'stimmun~wn und diC' Vor­
schriften zur Errichtung der GeselIsch:1ft enthiHt. Der 
zweite betrifft das dispositive InnC'nwrhiiltnis. Es sch1iC'ßen 
sich die Vorschriften zum AufknvC'rhiiltnis nn. die weitge­
hend zwingend ausgestaltet sind. DC'rviC'rtf' UntC'rnbschnitt 
regelt die Auflösung und dns AusscheidC'n von Gcsf'llschnf­
tern, der fünfte die Liquidation, der sechstC' di(' '.'nrjährung. 
Die Regelung zur Kommanditg('sC'llschn ft bC'sdwiinkt sich 
auf die Besonderheiten gegenüber der OHG, Die stille 
Gesellschaft ist umfangreicher als im deutschC'n RC'cht gere­
gelt, um die Lücken durch das fehlende Zivilgesetzbuch zu 
schließen. Im übrigen wird dort, wo eine pamllele Interes­
senlage zwischen Innen- und Außengesellsch:1ft besteht, auf 
Vorschriften zur OHG verwiesen. Im folgenden werden die 
gegenüber der deutschen Rechtslagc bcsteh('nden Besonder­
heiten kurz dargestellt: 
IV. Die Offene Handelsgesellschaft 
1. Definition 
§ 56 HGB-E enthält eine Begriffsbpstimmung df'r OHG, 
wobei die konstituierenden MerkmnlC' "iner GC'sC'llschnft in 
den Entwurf mitaufgenommen werden mußtC'n. d:1 auf eine 
Definition im allgemeinen Zivilrecht nicht 7Uriirk~pgrif{('n 
werden konnte. Im Gegensatz zu § HJ5 des deutschcn HGB 
fehlt eine Abgrenzung zur KG ("wenn bC'i keincm ocr GC'sell­
schafter die Haftung gegenübN dC'n GC'sellsch:1ftsgl1iubi­
gern beschränkt ist"). Eine solchC' Abgrenzung C'riibrigt sich 
angesichts der eindeutigen Definition der Komm:mditgc­
sellschaft in § 120 Abs. 1 HGB-E. 
2. Juristische Person 
§ 86 HGB-E bestimmt, daß die OHG rE'chtsfiihig ist. Ob sie 
deshalb juristische Person ist. solltc nach dC'n VorgnbC'n von 
estnischer Seite offenbleiben, um dC'm Gcspt7gf'bN di p Mög­
lichkeit zu geben. den Umfang dcr ihr zustC'hf'ndC'n RC'chtC' 
im Einzelfall festzulegen. 
Zur KlarsteIlungwurde in!l 51) Abs. ~ HGR-E lwstimmt, d;'lß 
nicht nur juristische PersonC'n d('s PrivntrC'chts OdN öfff'nt­
lichen Rechts, sondern auch diC' OHG und KG GC'sdlsrhaftC'\' 
einer anderen OHG oder KG sein können. 
18 	 InsowE'it zeichnen sich au('h in nf'"I!'('hlallri VPt·h{'~s{'nml(pn "b. 
vgl. den jüngst vorgelpgf.pn F.ntwllt'f rips Nm'hhaftllllgsbegrr'n­
zungsgesE'tzes mit Einführung von K. S"hmidt. ZIP 19!H. 243ff. 
Der Entwurf ist inzwis('hell vernhschif'<let wordf'n lind nm 2R. :J. 
1994 in Kraft getreten <BGRI. 1.5(10). 
19 	 BrlltmhachIDuden/Ilopt, II(~R. 2R. A .. fl. I!l!l!!. ~ 2:10 Anm, 2 und 
3. 
20 	 Der Entwurf der Vorschrift!'n 7t11Tl Krmftll:intlsh"grlff ,lammt 
von Professor Dr. Rilßmrtnn. F;;", ..hrikkf'n. 
RIW 1mB lIeil H ~elhe/Schmidt-DiemHz. Republik Estland: Pen;onenhandel~gesellschaft 
3. Anmeldung 
Die Regel ullg zur Anmeldung entspricht fast vollständig der 
deutschen Rechtslage. Ausdrücklieh aufgenommen wurde 
eine Bestimmung zur l<'estlegung des Sitzes der Gesellschaft 
(§ 57 HGB·E). der bei der Anmeldung anzugeben ist. Die 
Gesellschaft whd mit Eintragung oder Aufnahme der Tätig· 
keil wirksam (§ 85 HGB-E). 
4. Inncuvcrhältuis im allgcmeinen 
Das dispositive Inl1enverhiiltnis ist in den §§ 61 ff. HGB-E 
geregelt. 
a) Beitragspflicht 
Die Bei tragspflicht mulHe angesichts des Fehlens einer § 706 
BGB vergleichbareu Regelung aufgenommen werden (§ 56 
Abs. 2 liGB-E). Ihre Einzelheiten sind in § 63 HGB-E gere­
gelt. Bedeutsam bt. daU dn Gesellschafter, der weder eine 
Geldeilliage noch eille sUlIstige im Gesellschaftsvertrag 
bewertete Einlage erbringt, Gesellschafter ohne Kapitalein­
lage ist. Dies hat zur Folge. daJ~ der Gesellschafter weder ein 
(an die Kapitalanteile anknüpfendes) Stimmrecht hat noch 
Anspruch auf Gewinn oder Liquidationserlös. Eine abwei­
chende Vereinbarung ist möglich. Grund der Regelung ist, 
die Gesellschafter anzuhalten, eine Bewertung der Einlagen 
vorzunehmen. um späteren Streit hierüber von vornherein 
zu vermeideIl. 
b) Gesellsehafterbeschlüsse 
Gesellschafterbeschlüsse sind in Gesellschafterversamm­
lungen zu fassen (§§ 78. 79 HGB·E). Die Einberufung kann 
von einem Gesellschafter, der 10% der Kapitalanteile hält, 
verlangt werden. Für einfache 21 Gesellschafterbeschlüsse 
sieht § 78 Abs. 2 HGB-E die einfache Mehrheit vor. Die 
Stimmverhältnisse richten sich nach den Kapitalanteilen. 
Für den Fall d",- llltcn~ssellkollision enthält § 80 HGB-E 
Stimmverbote. 
Änderungen des GeOiellsehaftsvertrags (§ 62 HGB-E) können 
nur einstimmig vorgenommen werden. Es kann jedoch eine 
Entscheidung dureh eine Dreiviertel-Mehrheit vereinbart 
werden. Änderungen im Kernbereich des Gesellschaftsver­
hältnisses müs::>en aber in diesem Fall ausdrücklich im 
Gesell:;dwftsvertl'ag <IIlt"gdührt sein (Bestimmtheitsgrund­
satz). SondelTechtu dürfull nicht ohne Zustimmung des 
Betroffenen elItzogen. SOlIderpflichten nicht ohne Zustim­
nlUng des Betroffenen begründet werden (§ 62 Abs. 2 und 3 
HGBE). 
Um Rechtssiehurhüit :lU gewährleisten, muß die Wirksam­
keit von Gesellschaftl!rbl!schlüssen schnell geklärt werden. 
§ 81 HGB-E regelt dahel- die Nichtigkeit und Anfechtung 
von Gesclbdwfterbeschlüssen. Die Anfechtung muß inner­
halb eine;:; MOlluts erfolgen, andernfalls gilt der BeschluJ~ 
als ordnungsgemäß. Der Entwurf verhütet auf diese Weise 
die im deutschen Recht be!{unnte Problematik, daß erst 
Jahre später Prozc:;:;c um die Rechtmäßigkeit bestimmter 
BeschlüOiSC g(lführt werden. 
e) Gesellschaftsvennögen 
Die §§ 64 -titi HGB·E regeln das Gesellschaftsvermögen. Sie 
entsprechen den §§ 717 -719 BGB, enthalten aber eine Rege­
lung, WOIlach sieh die Anteile der Gesellschafter nach den 
vcrcinbul"lell Kupitalanteilen be:>timmen. Die Erhöhung 
oder Vcnllinderullg der AJlteile ist nur durch eine Änderung 
de~ Gesclbehafts"cl·trags möglich. 
d) 1" i nUll z i e 11 e H c c h t e u 11 d P f I ich t e n 
§§ 82 -84 HtiU-E regeln die Gesclischafterkonten, die Ge­
willn- ulld Veriustverteilullg sowie die Entnahmen. Der Ent­
wurf orientiert sich dabei nicht am deutschen HGB. D"ssell 
§§ 120-122, die für die jährliche Gewinnverteilung ulld oie 
Beteiligung am Gesellsehaftsvermögen im Falle des Aus­
scheidens (§§ 138 HGB, 738 Ab;;_ I Satz 2 BGB) uder dl'r 
Liquidation derGeselischaft(§ 155 Abs. 1HGB) lllaßgebelld 
sind, sehen für persönlich haftende Gesellschafter variable 
Kapitalanteile vor. Für jeden Gesellschafter ist ein Kunto zu 
führen, auf dem die Einlage verbucht wird. Der Betrug auf 
dem Konto kann sich im Laufe der Geschäftsjahre durch wei­
tere Einlagen und stehengelassene Gewinne erhöhen, durch 
Verluste und Entnahmen aber auch mindern. Sieht man VOll 
den stillen Reserven ab, spiegelt der Kapitalanteil dlis 
Geschäftsergebnis wider22 • Aus der Variabilität folgt 
jedoch die Notwendigkeit, die Kapitalanteile in jedcm Jahr 
aufs neue bestimmen zu müssen. 
Das Verfahren der jährlich neu zu bestimmenden Kapitalan­
teile hat sich als umständlich erwiesen. Da die §§ 120ff. 
HGB dispositiv sind, ist die ganz überwiegende Praxis~J 
dazu übergegangen, in Gesellschaftsverträgen feste Kapi­
talanteile vorzusehen. Diese Lösung wurde in den Entwurf 
übernommen: Vorgesehen ist eine "Drei-Konlen-Lösung" 
(festes Kapitalkonto, Verlustkonto, Privatkonto). Der 
Gewinn und Verlust wird nach dem Verhältnis dei' festen 
Kapitalkonten verteilt (§ 83 Abs. 4, 5 HGB-E). Suweit das 
Verlustkonto eines Gesellschafters belastet ist, wird ein 
anfallender Gewinnanteil diesem Konto gutgeschriebeIl. 1:;t 
das Verlustkonto dagegen ausgeglichen, aber die Kapital­
einlage noch nicht (vollständig) geleistet, wird der Gewinn­
anteil dem Kapitalkonto gutgeschrieben, bis dieses ausge­
glichen ist, es sei denn, im Gesellschaftsvertrag ist eine 
andere Art der Erfüllung der Kapitaleinlageverpflkhtung 
bestimmt. Ist auch die Kapitaleilliageverpflichtung erfüllt 
oder im Gesellschaftsvertrag eine andere Art der Erfüllung 
der Kapitaleinlageverpflichtung bestimmt, ist der Gewinn­
anteil dem Privatkonto gutzuschreiben, von dem Entnah­
men bis zur Höhe des Guthabens möglich sind. Der Entwurf 
sieht eine Tätigkeitsvergütung für die Geschäft:sführel' in 
Form eines Vorabgewinnanteils vor, es sei denn, die Über­
nahme der Geschäftsführung erfolgte vereinbarungsgemäß. 
um die Einlagepflicht zu erfüllen (§ 83 Abs. 3 IIGUE>. 
Entnahmen können allein vom Privatkonto getätigt wer­
den, wenn dieses einen positiven Saldo aufweist. Die Gesell­
schafter können beschließen, dal~ geschäftsführende Gesell­
schafter im Vorgriff auf ihren Vorabgewinnanteil auch bei 
negativem Saldo Entnahmen tätigen können. Der VOli.lbge­
winnanteil erhält damit den Charakter einer Tätigkcibver­
gütung <S 84 Abs. 2 HGB-E). 
Der Aufwendungsersatzansprueh <S 69 HGB-E) entspricht 
inhaltlich § HO HGB. Zu den Aufwendungen gehört lHJeh die 
Tilgung von Verbindlichkeiten der Gesellschaft dun:h eillen 
Ge:sell:schafter. Die:scr hat einen subsidiären Rüekgrifbun­
spruch gegen die Mitgesellschafter (§ 70 HGB-El, wenn da" 
Gesellschaftsvermögen nicht ausreicht. § 70 HGB-I!: vervoll­
ständigt damit die gesetzliche Regelung, da bisher eine all­
gemeine Norm zurGesamtschuld fehlt. Er entspricht inhalt­
lich § 426 Abs. I und 2 BGB. 
e) Sonstige Rechte und Pflichten 
§ 67 HGB-E regelt die gegenseitige Treuepflicht der Gesell­
schafter, § 68 HGB-E die Pflicht zur Gleichbehandlung. 
Das WettbewerbOiverbot des § 71 HGB-E berücksichtigt die 
Erweiterungen der Tatbestandsmerh;male "Ge:;ehiirte" bzw. 
21 D. h. nicht den Gesellschaftsvertrag ändernde Beschlüsse. 

22 BGH, BB 1986, 91. 

23 Ausführlich hierzu etwa v. FalkenhaUBen. in: Rieyver Wcipert 

(Hrsg.l. Münchener Handbueh des Gesellschafbredlb, I3d. 2, 
19!H.1bill: Kommanditgesellsdwft, § 19 Rdn. I ff.; U Hul",r. Ver­
mögensanteil. Kapitalanteil und Gesellschaftsanteil an l'crso­
nengesellschaften des Handelsrechts, 1970; ders.• Gesel bdwfter· 
konten il) der Persol1engescllschan. ZGn W88. I ff 
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"Hptri ligung an einpr anderen Handelsgesells('haft" in § 112 
HGH. rlip dip Norm durch die Rechtsprechung erfahren 
hnt 24 J\hgpstpllt wird daher von vornherein auf den fakti­
schpll F~il1fluß dps Gpsellschafters in der Gesellschaft, nicht 
auf l'pinp formalp Stellung. Ausgenommen vom Wettbe­
w"rhsvPI'hot wprdcn abhängige oder herrschende Gesell­
sphnft.pl1. um di(' .. konzernrechtliche Dimension" des deut­
s('h('n § 112 HGB 2" nuszuklammern, Denn das Konzernrecht 
dpr PPr~ol1('ngesellschaften sollte entsprechend den oben 
gps('hilrlprten Zielen des Entwurfs nicht geregelt werden. 
Vi(' R('('htsfo!gpn eines Verstoßes gegen das Wettbewerbs· 
Vf'rhot sind wesentlich klarer als im deutschen Recht nor­
m i('rt, Di(' G('sellschnft kann Herausgabe des Erlangten for­
rl('rn. s('hulrlct aber dann Auslagenersatz Zug um Zug. Auf 
rli('s(' Wrisc wurde der im deutschen Recht nötige Rückgriff 
auf das Auftragsrecht vermieden. 
5. Geschäftsführung 
Dip Rpgplung dpr Geschäftsführung (§§ 73 -76 HGB-E) ent­
spricht rlpr deutschen Rechtslage. Als Sorgfaltsmaßstab 
wurnr rlie einfnche Fahrlässigkeit gewählt, da die ..Sorgfalt 
in rigrl1('n Angelegenheiten" heute als überholter Maßstab 
w,1!rll kann und nicht dem Intt'resse einer H a n deI sgesell­
sf'hn ft entspricht 26 
rn'mclRPs('hfiftsfiihrung ist, anders als im deutschen Recht, 
nu<;rlrücklich erlaubt(§ 73 Abs. 4 HGB-E). Voraussetzung ist 
pin<' <,ntsprechenrle Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag. 
Dk Rf'slellung der Fremdgeschäftsführer erfolgt durch die 
gpschiifts rührenden Gesellschafter, Die Geschäftsführungs­
hd1H~nis opr so bestellten Dritten ist jederzeit widerruflich, 
:'iO rlnH ok Herrschaft der Gesellschafter Im Unternehmen 
I(cwiihrlC'istd bleibt und der persönlichen Haftung damit 
nusr(,jchpnd Rcchnung getragen wird, 
IJfI~ Notl':eschäftsführungsrecht wurde im Vergleich zum 
deuts('hpn Recht (§ 115 Abs. 2 a. E. HGB. § 744 BGB) zusam­
l11('nhiinAC'nd und klarer geregelt (§ 73 Abs. 5 HGB-E). 
D('m Geschäftsführer ist es nach § 76 Abs. 2 HGB·E gestat­
tet. rl ie GC'schii ftsführung aus wichtigem Grund (und nicht 
zur Unzeit) niederzulegC'n, 
6. Kontrollrechte 
Die Kontrollrechte (§ 77 HGB-E) sind gegenüber der deut­
[;('I1('n RC'ehtslnge z. T. präzisiert worden. indem die zu §§ 118 
H(;R, 7t:l RGB ergangene Rechtsprechung eingearbeitet 
wunlp 27 Da die Kontrollreehte des Gesellschafters im deut­
sdwn Hp('ht teilweise im BGB, teilweise im HGB geregelt 
sino. wiI'd für das estnische Recht von vornherein eine ent­
~pr('chpnd zusammengefaßte Ausgestaltung der Kontroll­
uno Jnformationsrechtc vorgeschlagen, zumal auf ein Zivil­
gf'Sf't 7hlWh nicht zurückgegriffen werden kann. So wurden 
dpr J\uskllnftsnnspruch und der Anspruch nach Auflösung 
rlrr Gesellschaft (§ 77 Abs. 1 Satz 4 HGB-El angefügt. da das 
nputsrhC' Rp('ht für diese Fälle umständlich auf §§ 810. 242 
nGn zurüC'kgr<>ifen muß. Die in Deutschland seit langem 
flIwrknnntf' Möglichk€>it der Hinzuziehung eines Sachver­
sUimligC'n. ('in('s Anwalts oder Steuerberaters zur Prüfung 
drr (~"s('hilflsul1terlagen wurde in den Entwurf aufgenom­
mm (§ 77 Abs. 1 S. 5 HGB-E). Zum Schutz der Gesellschaft 
sipht der Entwurf ausdrücklich eine Verschwiegenheits­
pflit"ht rl(,!l Gesellschafters vor(§ 77 Abs. 3 HGB-E). Darüber 
hinnus ist die Möglichkeit der vertraglichen Besehränkung 
rlt"r Kontroll T'<'chte strikter als im deutschen Recht geregelt 
wnrdp!1 (~ 77 Abs. 4 HGB·E), Danach ist der Anspruch auf 
!\\lshiinrligllng llnrl Prüfung dcs Jahresabschlusses zwin­
f(PlIrl nllsgpstnltet. während die Auskunft und die Einsicht in 
f) 11" Cft"schii ftsunterlngen dann verweigert werden kann. 
'.\'1'1111 711 hf'fiirchtm ist, daß ein Gesellschafter diese Rechte 
;'11 f~'H,rll<a'h~ ftsfremd('>n Zw('>ckC'n nutzt und die Gesellschaft 
dadurch einen nicht un('>rh('>blich(,11 Nnr'htril ('>rlpirlf't. Dips 
gilt jedoch nicht für d('>n Fall rlps Vf'rrla('ht~ ImrNlIichcr 
Geschäftsführung. 
7. Vertretung 
Die Regelung der Vertretung (*§ H7 -·119 HnRE) (,>lItspricht 
im wesentlichen dem d('ub;ch('n Vorhilrl, J\hw"ichplld hi('>r· 
von ist jedoch die Möglkhkf'it rlpr B('st('l!ung Dritt('>r zu 
organschaftlichen Vertr('>tern vorg('>s('hf'11. D('>m Vrittf'n 
kann die Befugnis jederzeit entzogen werden. sohald ein 
persönlich haftender Gesellsphaft<>r di!?s v('rlangt (§ 87 
Abs. 4 HGB-E). Die Herrschaft der Gesellschafter im Unter­
nehmen bleibt somit gewährkistet. ihrC' persönliche Haf­
tung wird ausreichend berücksichtigt. rla sif' s('>lbst die 
Bestellung und Abberufung des Dritten kontrollier('>n. 
§ 88 Abs. 3 HGB-E enthält das dispositive VNbot rles Selbst· 
kontrahierens. 
8. Haftung 
Die persönliche Haftung dC'r GesC'llschnftel' (,IJtspricht rlem 
deutschen Recht. Entsprerh('nrl rl('r rlputsrhen Regelung 
wurde eine akzessorische Haftung d('>!' Gf'sells<'llnfter auf­
grund Gesetzes vorgesehen, da diesf' R('gell1ng rl('>n Erforder· 
nissen des Handelsverkehrs eher ger!'(:,ht wird Olls ('>i 11(' hloße 
rechtsgeschäftlich begründete MitvNpf!iehtllng der Gesell­
schafter. Die im deutschen BGB E'nthnltC'nen VOl's('hriftpn 
zur Gesamtschuld sind in den Entwurf ei ngenrbeitet. 
Wesentlich ist nur folgender U ntC'Tseh ipd: Dif' n lfiu hi ger df'r 
Gesellschaft müssen vor der Inanspruchnahme> d('r Gpsell­
schafter zunächst erfolglos Bdrierli~tm~ von der Gesell­
schaft verlangt haben (§ 91 Abs. 2 Sat..: I H(; B-El, Die Haf­
tung ist auf Zahlung in Geld gericht('t (§ 90 Abs. 1 Sntz 2 
HGB-E). um eine eindeutige Rpeht!ilnge> zu sehaffen und die 
aus dem deutschen Recht hC'k:mnte Kontrove>rs('. ob die 
Erfüllungs- oder Haftungstheorif' gilt, von vornh('r('>in nus· 
zuschließen. 
9. Auflösung 
Die Normen zur Auflösung dpr Gp:;wlls('h;lft C'lItspreeh(>n 
weitgehend dem deutschcn Reeht. J\hgpwnndelt wurde 
allerdings die Regel, daß das Vorliegpn pirws Allflösungs­
grundes bei einem Gesellschaftpr zur Auf!i1slIng df'r (;(><;pll· 
sehaft führt, da in der Praxis r("gdmiißig ('i np anllf'Tf' Intpl'. 
essenlage vorliegen wird: Die G<>s('lIschnft wird dOl!wr b('im 
Vorliegen eines Auf!ösunf1sgrllnd(,>!1 in d<>r P('I-:'iOI! cinps 
Gesellschafters von den übriwm fortjt'(t'!'("t7t, ("~ !1("i rlpnn. es 
ist etwas anderes vereinbart (§ 94 Abs. 2 Hr;RE1, 
10. Liquidation 
Die Vorschriften zur Liquidatioll stirnll1('>n inhnltlieh mit 
dem deutschen Recht üben'in, wurdpn jpdoeh sprOlrhlieh 
und systematisch "modernisi('>l·t", Si" en1l11\ltpl1 z. T. Hpge­
lungen, die im deutschen Reeht im BGRenthnlt("l1sind (§ n5 
BGB). 
§ 107 Abs.4 HGB-E verlnngt. rlnß dip LiqllidatorPlI voll 
geschäftsfähig sind. Dif>sC' Rpgelllllg rlirnt ON Vl'lTinfn 
24 VgL BGHZ 38, 306; 70. 331; 89.1112: s.~. dip Kommpnli ...nmg('!\ zu 
§ HZ IIGB von Mortens in: S('/!lpgpllwrgPT. HGR. ~. Auf!. 1992. 
und U!mer in: Großkomm. lIGA. 4, Aufl. 1989. 
25 In Deutschland ist seit dl'r "HI'\lm:mn-Ogih'y-F:ntsrhpirlung" clps 
BGH(BGHZ B9,162)anerkannl. dnß § 11211nR ";TH:n Konzprnl'in· 
gangsschutz darstellt, vgL ~t."tt viC'ln nur clip Urt"ilsh,,~pr,,­
chung von Wiedemann/Hirtl', Zf:R I!lHfl. lfi3 sowi ... dip Nrtehweisp 
in Fn. 24, 
26 Karsten Schmidt (Fn. 12). S, 413 (:,2!1 rr nl. \\'. N. nllrh wr wC'i!g('­
henden Zurückdrängung des AnwI'nd\1ngsh(,l'f'ichs ,"on § 708 
BGB dur('h die Ref'htsprN'hungl 
27 Zu den insoweit bestehenden Vorgnh"ll für rl"l1l':l1f Wllrf "!ll ohpn 
III.2. 
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chung der Liquidation, da ansonsten anstelle der minder­
jährigen Gesellschafter deren gesetzliche Vertreter Liquida­
toren würdeu. § 107 Abs. 5 HGB-E statuiert die Pflicht zur 
Vergütung der Liquidatoren und stellt damit die im deut­
schen Recht oereue - Hecht:;lage klar. 
§ 114 HGB-E regelt die Liquidationsbilanz. Der Zeitpunkt 
für die LiquidatiolisschluJ~bilanz wurde gegenüber dem 
deutschen Recht präzisiert. § 117 Abs. 3 HGB-E regelt die 
Einsichtnahme in Geschäftsbücher nach dem Erlöschen der 
Gesellschaft. Er elltsprkht wörtlich § 157 Abs. 3 HGB und 
wurde um ciue § 610 BGB vergleichbare Regelung ergänzt. 
V. Die KOlllmanditgesellschaft 
Auch die Vorschriften zur KG entsprechen weitgehend der 
deutschen Rechtslage. Folgende Abweichungen sind be­
deutsam: 
Der wesentlichste Unterschied liegt in der Möglichkeit, 
einen Kommanditisten zum Vertreter der Gesellschaft zu 
bcstellel1(§ 127 Abs. 2 HGB-E). Auf ihn findet allerdings die 
oben geschilderte 28 Regelung über die jederzeitige Abberu­
fung Anwendung (§ 87 Abs, 4 HGB-E). 
Ein weitereI' bedeutsamer Unterschied liegt in der stärkeren 
Ausgestaltullg deI' Kontrollrechte der Kommanditisten. Es 
gilt da::; zur OHG Gesagte 29. 
Die Regelung zum Wettbewerbsverbot stellt, wie bei der 
OHG, auf die tat::;ächlichen Machtverhältnisse innerhalb 
der Ge::;ellschaft ab (§§ 125 i. V. m. 71, 72 HGB-E). Der Ent­
wurf berücksichtigt damit den Gesichtspunkt der Treue­
und Förderung::;pflicht, wonach sich entgegen dem eindeuti­
gen Wortlaut von § 165 HGB ein Wettbewerbsverbot auch für 
den Kommanditisten ergeben kann 30. Deshaib erfaßt das in 
§ 125 HGB-E geregelte Wettbewerbsverbot den Kommandi­
tisten, wenn Cl' innerhalb der Gesellschaft maßgeblichen 
Einfluß hat. 
Die finanziellen Rechte und Pflichten entsprechen denen bei 
der OHG_ Die persönlich haftenden Gesellschafter können 
jedoch zusätzlich eine Risikoprämie für die Übernahme der 
persönlichen Haftung beanspruchen (§ 126 Abs_ 2 HGB.E), 
um der unterschiedlichen Haftungssituation der beiden 
Gesclbchaftergruppen Rechnung zu tragen. 
VI. Die stille Gesellschaft 
1_ Allgemeines 
Da auf ein allgemeine:. Personengesellschaftsrecht gerade 
nicht zur\i-:kgegriffen werden kann 31, beinhaltet der Ent­
wurf im Gegensatz zum deutschen Recht eine ausdrückliche 
Definition der stillen Ge::;ellschaft und der Vermögensein­
lage. § 134 Ab::;. 1 HGB-E cnlhält daher sowohl den im deut­
schen Recht vorausgesetzten Begriff der Innengesell 
schaft als auch die de,,;l1alb notwendige Aussage, daß eine 
gemeinsame Zweck verfolgung notwendig und im 
Gegensatz zur Außengesellschaft k ein ge sam t h ä n d e ri· 
sches Vermögen vorhanden ist. Diese drei Merkmale die­
nen in der deutschen Praxis dazu, die stille Gesellschaft von 
ähnlichen Rechtsgeschäften abzugrenzen (KG, partiarische::; 
Darlehen, GClluJ~sehein ~2)_ Au::; den bereits oben beschrie­
benen EI'wägungen 3:1 wurde die im deutschen Recht als 
atypische litille GcselllichuH bekannte - besondere stille 
Gesellschaft ausdrücklich geregelt (§ 135 HGB-E). Als Sorg­
faltsmulhtab für den Ge~chäftsinhaber ist die einfache 
Fahrläs:;igkeit festgelegt 34. Auch im Rahmen der stillen 
Ge::;ellschaft gilt die 1'reuepflicht (§ 134 Abs. 3 S. 2 HGB-E), 
Die stille tlcteiligullg kallu mit Zustimmung des Geschäfts­
inhabers iiueltragen werden (§ 134 Abs. 4 HGB-E). 
2. Finanzielle Rechte und Pflichten 
Die deutsche Vorschrift des § 231 HGB überiälU die Vertci~ 
lung des Gewinns und Verlusts den Parteien. Fchlt eiBe Ver­
einbarung, gilt eine angemessene Vergütung als vereillua1'l, 
Wegen dieser vagen Bestimmung wird die Verteilung VOll 
Gewinn und Verlust in der deutschen Praxis immer durch 
einen ausformulierten Gesellschaftsvertrag gel'egelt. 
Um auch ohne eine schriftliche Vereinbarung eine praktika­
ble Lösung zu bieten, die nicht auf den unbestimmten 
Rechtsbegriff der "Angemessenheit" zurückgreifen muU, 
enthält der Entwurf einen Auffangtatbestand mit Beredl­
nungsmodus (§ 136 HGB-E), der auch den Fall der be:soude· 
ren stillen Gesellschaft umfaßt (§ 136 Abs, 3 HGB-b:). Ole 
Gewinn- bzw. Verlustbeteiligung des stillen Gesellschafters 
hat innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Eude de::; 
Geschäftsjahrs zu erfolgen (§ 137 Abs. 1 HGB·E). § 137 
Abs. 3 HGB-E regelt den Fall der noch nicht vollständig cin~ 
gezahlten Einlage - eine Regelung, die im deutschen Recht 
fehlt. Gewinn, der auf den stillen Gesellschafter entfällt, 
wird zunächst zur Auf!üllung der Einlage verwendet, bi::; 
diese vollständig erbracht ist. 
3. Kontrollreehte 
Da das Kontrollrecht des stillen Gesellschafter::; im deut­
schen Recht systemwidrig eng ausgestaltet wurde und 
sowohl zeitlich wie gegenständlich auf den Jahl'esabschlull 
begrenzt ist, wird in der Praxis deshalb zumeist eine ver­
tragliche Erweiterung der Kontrollrechte vereinbart. Der 
Entwurf enthält deshaib von vornherein eine wei te1'e Au~ge­
staltung, indem auf die Regelung zur OHG verwiesen 
wird 35 • 
4. Auflösung 
Aus den genannten Gründen 36 wird auf die Vorschriften zur 
Auflösung der OHG verwiesen (§ 139 Abs. 1 HGB·E). Abs. 2 
enthält für den Fall des Thdes des stillen Gesellschafters 
eine gegenüber dem deutschen Recht stark abgewandelte 
Regelung, die die Interessenlage bei der besondel-cll stillen 
Gesellschaft einbezieht. Die stille Gesellschaft wird mit den 
Erben fortgesetzt. Der Erbe kann jedoch innerhülb eiuer 
bestimmten Frist die Umwandlung einer besonderen stillen 
Gesellschaft in eine einfache verlangen. 
5. Auseinandersetzung und Bezüge 
zum Konkursrecht 
§ 140 HGB-E entspricht § 235 Abs. 1 und 2 des deubchen 
HGB, wobei zur Klarstellung in § 140 Abs. 2 Sutz 3 HUB·E 
bestimmt wurde, daß Dauerschuldverhältnisse nicht zu den 
schwebenden Geschäften gehören. 
§ 141 HGB-E regelt den Konkurs des Geschäftsinhaloers. 
Absatz 1stellt klar, daß der stille Gellellschafter als "chuld­
rechtlicher Verlragspartner wie alle nicht bevorrechtigten 
Gläubiger zu behandeln ist (Art. 86 Abs. 1 NI'. .j dei' estlli~ 
28 Vgl. oben unter IV. 7. 

29 VgL oben IV. 6, 

30 H. M.: BGHZ89, 162(165 f.) NJW 1984.1351 (1352); OLG ~tuttgilrt 

WuW/EOLG 4134(4136f,);Schiliingin:Großkomm.llGHWll. 24.), 
§ 165 Rdn.2ff.; MaTtens in: Schlegel bergeT Wn.241. § 165 
Rdn. lff.;HeymannIEmmeTich, HGB.1989. § 112 Run. tim, w. N.; 
lleymannlHom. § 165 Rdn. 3ff. 
31 VgL dazu oben unter IH, 3. 
32 Dazu Sethe, Genußrechte: Rechtliche Regelung unu Allkgl'l'­
schutz, AG 1993,293 (297), 
33 VgL oben unter IH, 1. a, 
34 Vgl. ZU den Gründen dieser Regelung oben unter I V, 5. 
35 Vgl. oben IV. 6. 
36 Vgl. oben unter IU, 3. 
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sr!wn Konkursordnung). Er kann nur die zum Gebrauch 
iih"rlass('nen Gegenstände aussondern (Art. 53 der estni­
SCh(,ll Konkursordnung). Nicht ausdrücklich geregelt ist der 
Konkurs oe!> stillen Gesellschafters. Dieser ist ein Auflö­
sunr.sr.rund. so daß entsprechend § 140 HGB-E eine Auseln­
andPrsf>tzungsbilanz zu erstellen ist. Ergibt sich ein positi­
Vf>r Snloo. ist er vom Geschäftsinhaber an die Konkurs­
mns<;p zu leisten (Art. 41, 52 der estnischen Konkursord­
nllng). Ein negativer Saldo ist, soweit überhaupt aus­
gldrhspflichtig. als gewöhnliche Konkursforderung anzu­
mpl(kn. 
§ 142 HGB-E zur Konkllrsanfechtung entspricht von 
gcringpn sprachlichen Korrekturen abgesehen § 237 des 
df>utschpn HGB. Die Norm ergänzt das Konkursrecht. Die 
J\nff>('htung bewirkt nicht die Nichtigkeit der Rückgewähr 
odpr df's Erlasses einer Forderung, sondern stellt einen 
gPSf't7.1 ichf'n Anspruch auf Wiederherstellung des Zustands 
vor der angefochtenen Handlung dar. Di(' Norm ('rgänzt 
Art. 45 und 48 der estnischen Konkursordnung. 
VII. Akzeptanz des Entwurfs 
Der Entwurf wurde in seiner hiPr vorg('st.f'llkn Fassung von 
den Vertretern Estlands begrüßt. Die einzigen B('df'l1ken, 
die geäußert wurden, betrafen die stille Gesellschaft. Sie 
könne als "Instrument zur Geldwäsche" mißbrnucht wer­
den, da die Gesellschaft nicht nach außen in Ersf'heinung 
träte. Vor dem Hintergrund einer im Sozialismus völlig feh­
lenden Trennung von gesellschafts rechtlichen Rahmenbe· 
dingungen und daran anknüpfendem Steuerrecht pJ'Scheint 
diese Befürchtung verständlich. Sif> konntf> [IbN 7.erstreut 
werden mit dem Hinweis darauf, dal~ in Detltschl:md selbst­
verständlich die Finanzbehördf'n von der stillen Gf'sdl­
schaft Kenntnis erlangen. Die Innengesellschaft tritt If'dig· 
lieh gegenüber dem Publikum nicht in Erscheinung. 
